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N och einmal wurde lange 

verhandelt, dann standen 

die Unterschriften unter dem Tarif-

vertrag. Am 30. August wurde noch 

einmal über Details des neuen Tarif-

vertrags fast 10 Stunden lang ver-

handelt. Sollten die Gesellschafter 

und ver.di bis zum 15. September 

keine Einwände vorbringen, tritt der 

Tarifvertrag in Kraft. 

Ein wenig Geschichte 

Im Jahr 2004 hat sich die Fachkli-

nik aus der Tarifbindung verabschie-

det. Ältere Beschäftigte waren 

durch ihre Arbeitsverträge zwar ge-

schützt. Doch bei neuen Verträgen 

konnte der Arbeitgeber die Ver-

tragsbedingungen frei gestalten. Am 

Ende gab es mindestens zwei Klas-

sen von Beschäftigten mit deutlich 

verschiedenen Arbeitsbedingungen. 

Der Abstand von vergleichbaren 

Beschäftigungen im öffentlichen 

Dienst betrug nur bei den Entgelten 

bei Neuverträgen häufig deutlich 

mehr als 20 Prozent, dazu im Ver-

gleich noch viele anderen schlechte-

ren Arbeitskonditionen wie Zuschla-

gen, Zuschläge, Urlaub, Jahresson-

derzahlung etc. 

Gegen diese schlechten Arbeitsbe-

dingungen gab es viel Unruhe im 

Betrieb. Im November 2019 wurde 

auf einer öffentlichen Mitgliederver-

sammlung von ver.di die Forderung 

nach einem Tarifvertrag für alle Be-

schäftigten beschlossen. 

Corona hat die Arbeit der ver.di 

Aktiven zwar behindert, aber nicht 

verhindert! Mit der Forderung nach 

einem Tarifvertrag für alle Be-

schäftigten sammelten sie Unter-

schriften unter eine Petition. Mit 

der Petition wurde ein transparen-

tes Entlohnungssystems, bessere 

Bezahlung und eine Wertschätzung 

der Arbeit vom Arbeitgeber einge-
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fordert. Über 60 Prozent der Beleg-

schaft haben im Frühjahr 2021 diese 

Petition unterschrieben. Im Juli wur-

de die Petition vor der Fachklinik an 

die Gesellschafter übergeben.  

In einer gut besuchten öffentli-

chen Mitgliederversammlung im 

November 2021 wurde die Ta-

rifkommission gebildet. Den anwe-

senden Gesellschaftern Landrat Fiet-

zek und Bürgermeister Dr. Pannen 

von der Stadt Bad Bentheim wurde 

die Forderung an den Geschäftsfüh-

rer Herrn Titze nach Aufnahme von 

Tarifverhandlungen übergeben. 

Nach zwei Vorgesprächen wurden 

die Tarifverhandlungen Anfang 2022 

aufgenommen. Zunächst versuchte 

der Arbeitgeber noch, seine zwi-

schenzeitlich durchgeführte Lohner-

höhung in Teilen der Belegschaft als 

Angebot für einen Tarifvertrag an 

ver.di zu verkaufen, also im sprich-

wörtlichen Sinne eine Nullnummer. 

Doch spätestens mit dem Warn-

streik vom 30. März mit gut 100 

Teilnehmer*innen und ca. 50 solida-

rischen Patient*innen war dem Ar-

beitgeber klar, dass sein „Angebot“ 

nicht verhandlungsfähig war. 

Danach wurde in mehren, langen 

Verhandlungsrunden das neue Tarif-

werk sichtbar. Es bringt besonders 

im unteren Lohnbereich deutliche 

Verbesserungen.  

Was bringt der neue Tarif-

vertrag für die Beschäftig-

ten der Fachklinik? 

Es gibt eine allgemeine Lohn-

erhöhung von 6 Prozent für 

alle; mindestens jedoch 3 Pro-

zent (für Kolleg*innen mit Alt-

verträgen, die über den neuen 

Tabellenwerten liegen). 

Es gibt jetzt eine neue, fünfte 

Erfahrungsstufe. Diese Stufe 

liegt vier Prozent über der vier-

ten Stufe. Sie gilt für Be-

schäftigte mit mehr als 12 Beschäfti-

gungsjahren. Hier können je nach 

Tätigkeit schon mal 10 Prozent Ge-

haltssteigerung dazukommen. 

Der Mindestlohn von 12 Euro je 

Stunde  wird bereits ab dem 1. Juni 

2022 eingeführt. Hier konnte eine 

starke soziale Komponente durchge-

setzt werden. Da, wo der neue Min-

destlohn greift, werden die Erfah-

rungsstufen (nach Beschäftigungs-

zeiten) ebenfalls angehoben, auch 

in der fünften Erfahrungsstufe. Da-

mit verdienen diese Beschäftigten 

nun durchschnittlich 18,82 Prozent 

mehr. So erhalten beispielsweise 

Beschäftigte, die als Servicekraft im 

hauswirtschaftlichen Bereich oder 

der Sauna tätig sind und mehr als 12 

Beschäftigungsjahre in der Fachkli-

nik arbeiten, über 422 Euro mehr 

Gehalt. 

Es gibt eine abgabenfreie Corona-

Zahlung von 700 Euro bei Vollzeitbe-

schäftigten; Teilzeitkräfte erhalten 

die Prämie anteilmäßig. 

Es gibt jetzt 30 Tage Urlaub für 
alle, ein verbessertes Weihnachts-
geld von 500 Euro in diesem und 
700 Euro im nächsten Jahr. 

Insbesondere wenn man die Ge-

haltssteigerungen dazu nimmt, die 

der Arbeitgeber seit Organisierung 

der Beschäftigten bei ver.di seit 

2019 zahlt, ist das Gehaltsniveau 

außerordentlich beachtlich gewach-

sen. Aus einer Differenz von deut-

lich über 20 Prozent in den Entgel-

ten zum TVöD sind es jetzt nur noch 

um die 10 Prozent plus diversen 

Verbesserungen wie den Zuschlä-

gen, Urlaub und Jahressonderzah-

lungen.  

Auch die Altbeträge haben dazu-

gewonnen und es wurden umfang-

reich Besitzstände gesichert. Den-

noch hat die Tarifeinigung es ge-

schafft, die unterschiedlichen Ni-

veaus in der Fachklinik anzuglei-

chen.  

Wie geht es weiter? 

Wenn die Gesellschafter dem Ta-

rifvertrag zustimmen (und die ver.di 

Bundesebene ebenfalls), dann tritt 

der Vertrag am 15. September in 

Kraft. Er hat eine rückwirkende Lauf-

zeit vom 1. Januar 2022 und läuft bis 

zum 31 Dezember 2023. Danach, 

auch das ist neu für die Fachklinik, 

geht es wieder in neue Tarifver-

handlungen. 

Damit kehrt ein Unternehmen aus 

der Daseinsvorsorge nach fast 20 

Jahren in die Tarifbindung zurück. 

Ein Erfolg, der trotz mehrerer mögli-

cher Spaltungslinien (zwischen nied-

rigen und höheren Entgeltgruppen, 

zwischen Alt- und Neuverträgen 

usw.) nur möglich war, weil die Be-

legschaft solidarisch vorgegangen 

ist. Darüber freuen wir uns. Die 

Fachklinik ist so mit ihrer Tarifbewe-

gung in vielen Hinsichten ein 

Leuchtturm und mutmachendes 

Beispiel für andere Betriebe gewor-

den. Ich ziehe den Hut!  

Oliver Barth 
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A ls Union-Busting wird das 

aktive Bekämpfen der Tätig-

keiten von Gewerkschaften und Be-

triebsräten in Betrieben bezeichnet. 

Die Ver.di Mitglieder der Löwen Play 

Spielhallen im Bezirk West (u.a. an-

sässig in Schüttorf, Uelsen und Em-

lichheim) konnten diese Szenarien 

am eigenen Leib erfahren. Sie haben 

bei einer Wahlversammlung einen 

Wahlvorstand zur ordnungsgemä-

ßen Wahl eines Betriebsrates ge-

wählt. Kurz bevor der Arbeitgeber 

dem Wahlvorstand die erforderli-

chen Unterlagen für die Betriebs-

ratswahl vorlegen sollte, ordnete 

der Arbeitgeber die Spielhallen die-

ses Bezirkes dem anderen Bezirk 

Nord zu. Zur Verwunderung der Be-

schäftigten wurde diese Neuerung 

erst in der Wahlversammlung be-

kannt gegeben. Seltsam war auch, 

dass in diesem Bezirk ein Betriebsrat 

existiert und dieser mit dem Arbeit-

geber einen Interessensausgleich 

inkl. Übernahme der 

Zuständigkeit als 

Betriebsrat für die 

Beschäftigten des 

Bezirkes West mit 

dem Arbeitgeber 

vereinbarte. 

Die Betriebsräte 

des Bezirks West 

reagierten nicht, als 

ver.di mit ihnen Kon-

takt aufnehmen 

wollte. Es gab weder 

wie vorgeschrieben 

Betriebsversamm-

lungen noch Infor-

mationen an die Be-

legschaften. 

Der in Mainz ansässige Rechtsan-

walt des Arbeitgebers hatte offen-

sichtlich die Aufgabe, fokussiert auf 

den Wahlvorstand-Vorsitzenden, 

diese Betriebsratswahl und sämtli-

che Tätigkeiten des Wahlvorstands 

zu verhindern. 

Es folgten persönliche arbeits-

rechtliche Androhungen an den Vor-

sitzenden durch den Anwalt. Er wur-

de wegen einem schriftlichen Hin-

weis auf den § 119 BetrVG 

(Straftaten gegen Betriebsverfas-

sungsorgane und ihre Mitglieder) 

vom Arbeitgeber abgemahnt. Die 

Schreiben wurden Ihm abends von 

„Kurieren“ in den Briefkasten ge-

worfen. Per E-Mail wurde er vom 

Rechtsanwalt angeschrieben, dass 

ihm zeitnahe ein Schreiben zuge-

stellt wird. 

Schließlich wurde er wegen angeb-

lichen Zeitbetrug fristlos gekündigt. 

Eine unbeteiligte Mitarbeiterin, die 

sich zu dieser Zeit im Dienst befand, 

wurde ebenfalls fristlos gekündigt. 

Der ver.di Ortsverein ist über so 

ein Verhalten fassungslos. Er wird 

die Kolleg*innen bei Löwen-Play 

weiterhin unterstützen. 

Zum Schutz der sich noch in den 

Betrieben befindlichen Gewerk-

schaftsmitgliedern nennt der Orts-

verein keine weiteren Details über 

seine weitere Arbeit in Richtung 

Löwen-Play. Er tritt weiter dafür ein, 

dass ein aktiver Betriebsrat gewählt 

wird, der sich für die Interessen der 

Belegschaft einsetzt. Ein Konzern 

mit ungefähr 2.700 Mitarbeitern 

sollte sich in der Arbeitswelt mal mit 

umschauen und überlegen, ob das 

der richtige Weg ist, mit gesetzlich 

geschützten Rechten der Beschäftig-

ten umzugehen.  

 

Bruce Wayne 

Arbeitgeber verhindert Gründung eines Betriebsrats im Bezirk West 

BETRIEBSRATSGRÜ NDÜNG BEI LÖ WEN-PLAY 
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W ie bereits in der vorletzten 

Ausgabe der querBEET 

berichtet, gab es bei den Spielban-

ken in Bad Bentheim und Osnabrück 

erhebliche Differenzen mit dem Ar-

beitgeber, was die Dienstpläne und 

Dienstplanänderungen anging. Jetzt 

wir können sagen: Die Verhandlun-

gen haben zu einem erfolgreichen 

Abschluss für die Arbeitnehmer ge-

führt. Die Betriebsvereinbarung 

wurde per Einigungsstellenspruch in 

Kraft gesetzt. 

Geholfen hat dabei ein Urteil des 

Bundesarbeitsgerichts vom 09. Juli 

2013 (1 ABR 19/12). Hier stritten 

sich, wie auch in den Spielbanken, 

Betriebsrat und Arbeitgeber des 

Rhön-Klinikums Salzgitter um die 

Mitbestimmung des Betriebsrates 

bei Aufstellung von Dienstplänen. 

Der Betriebsrat hatte auch hier 

bereits im Vorfeld einen Beschluss 

des Arbeitsgerichtes erreicht, dass 

bei jeder Dienstplanänderung ohne 

Betriebsrat ein Zwangsgeld festge-

setzt wird. Der Arbeitgeber hat dann 

im Rahmen einer Einigungsstelle 

einen Spruch erwirkt. Dieser sieht 

vor, dass der Arbeitgeber in Eilfällen 

ermächtigt wird, einseitig ohne Be-

teiligung des Betriebsrats Be-

schäftigte aus dem Frei zu 

holen und sie zum Dienst zu 

verpflichten. Der Arbeitgeber 

meinte, dass müsse so sein, 

sonst wäre die Patientenver-

sorgung nicht mehr gewähr-

leistet. 

Das Bundesarbeitsgericht er-

klärte den Spruch der Eini-

gungsstelle für unwirksam. 

Das Betriebsverfassungsge-

setz sieht eine uneinge-

schränkte Mitbestimmung in 

der Aufstellung und jeder Än-

derung des Dienstplanes vor. 

Der Betriebsrat kann selbst 

wählen, ob er jeden einzelnen 

Dienstplan oder ob er allge-

meine Grundsätze zur Dienst-

plangestaltung aufstellen 

möchte. 

Dazu gehören beispielsweise: 

 Der zeitliche Vorlauf der Vor-

lage des Dienstplanentwurfs 

an den Betriebsrat. 

 Was geschieht bei plötzlichen 

Änderungen (auch in Eilfällen) 

im Dienstplan. 

 Verbot der Festsetzung einer 

Frist bei Anträgen an den Be-

triebsrat, die nach Ablauf der 

Frist durchgeführt werden 

können (Zustimmungsfiktion). 

Der Betriebsrat der Spielbank Osn-

abrück konnte die Betriebsvereinba-

rung für die Arbeitnehmer erheblich 

verbessern. Der Arbeitgeber wollte 

gerne eine Grauzone eingeräumt 

bekommen, was die Personalstärke 

angeht. Wenn er mehr Personal vor-

halte als nötig, wollte er nach eige-

nem Gusto frei entscheiden. Er wei-

gerte sich aber, bei der Festlegung 

der Mindestbesetzung notfalls die 

Einigungsstelle einzuschalten und 

entscheiden zu lassen. So kippte bei 

der Verhandlung zuletzt die Stim-

mung und der Arbeitgeber wollte 

vertagen. Da mittlerweile über den 

Fall schon mit der Zeit zwei Jahre in 

Land gezogen waren, sah der Eini-

gungsstellenvorsitzende keinen wei-

teren Verhandlungstermin vor.  

Ein Wermuttropfen ist allerdings, 

dass eine „Springerprämie“ nur bei 

beidseitigem Einverständnis der Par-

teien möglich ist. Doch zeigt es dem 

Arbeitgeber auf, dass diese Lösung 

vielleicht der einfachere Weg ist, als 

grundsätzlich beim Betriebsrat jede 

Zustimmung der Änderung zu bean-

tragen. 

Fazit: Die Gesamtkosten dieses 

Falls liegen im hohen fünfstelligen 

Bereich und hätten besser auf ar-

beitswillige „Springer“ verteilt wer-

den können.  

Er kann aber auch seine im Verfah-

ren angepriesene fiktive „Reserve-

bank“ endlich Personal füllen.  

Wir gratulieren den beteiligten 

Betriebsräten, Gewerkschaftssekre-

tären und Rechtsanwälten zu die-

sem Erfolg! 

Bruce Wayne 

Einigungsstelle stellt klar: Mitbestimmung des Betriebsrats gilt immer 

DIENSTPLANREGELÜNG BEI DER SPIELBANK 
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I m nächsten Jahr wird wieder 

im öffentlichen Dienst über 

Löhne und Gehälter verhandelt. Im 

Januar, Februar und März sind drei 

Verhandlungsrunden geplant. Die 

Mitglieder können sich noch bis zum 

23. September an einer Befragung 

beteiligen, um ihre ganz persönliche 

„Forderung“ mit einzubringen. 

Auf Initiative des Ortsvereins und 

mit Unterstützung aus dem Fachbe-

reich „Öffentliche Dienste“ hat sich 

Ende 

letz-

ten 

Jah-

res in der 

Grafschaft 

eine Arbeits-

gruppe gebil-

det, die in mehreren Betrie-

ben für eine größere Beteili-

gung bei der Tarifrunde 

wirbt. Denn was viele nicht 

wissen, in der Grafschaft sind 

viele Beschäftigte von der Tarifrun-

de betroffen. 

Es sind nicht nur die Städte und 

Gemeinden und der Landkreis von 

den Verhandlungen betroffen. Denn 

gleichzeitig werden auch für die 

Sparkasse, die Tarifbeschäftigten 

der Euregio-Klinik und die kommu-

nalen Versorger wie die NVB neue, 

gesonderte Tarifverträge verhan-

delt. Zusammen fallen in der Graf-

schaft so gut 3.000  Beschäftigte 

unter die Tarifverträge für den 

öffentlichen Dienst. 

Daneben orientieren sich mehrere 

Arbeitgeber bei den Wohl-

fahrtsverbänden an den ent-

sprechenden Abschlüssen o-

der bezahlen wie die Lebens-

hilfe ihre Beschäftigten nach 

dem Tarifver-

trag öD, ohne 

unter die Ta-

rifbindung zu 

fallen. Da kom-

men sicherlich 

noch einmal 

mehrere 1.000 

Beschäftigte 

hinzu, die indi-

rekt betroffen 

sind.  

Die Idee war 

einfach. Wir 

wollten mit der Gruppe versuchen, 

Kolleg*innen und Kollegen aus den 

unterschiedlichen Betrieben zusam-

menbringen. Denn gemeinsam lässt 

sich mehr erreichen.  

Was haben wir bisher ge-

macht? 

Zunächst haben wir unsere Mit-

glieder zusammen in eine Mailliste 

gepackt. Da sind inzwischen über 20 

Betriebe vertreten. Wir haben sie 

darüber informiert, dass wir uns 

treffen und was wir dort vorhaben. 

Bis zur Sommerpause haben wir 

mehrere Flugblätter entworfen und 

in den Betrieben per Mail oder ge-

druckt verbreitet. Wir haben auf 

Themen aufmerksam zu machen, 

die mit Tarifverträgen zu tun haben. 

Nach dem Motto: „Was wäre, wenn 

…. es keine Tarifverträge gibt“ ha-

ben wir aufgezeigt, was Arbeitgeber 

machen könnten, wenn der Tarif-

vertrag wegfallen würde. 

Gemeinsam haben wir bei Bonke 

mit Mitgliedern aus fünf Betrieben 

darüber diskutiert, was wir fordern 

sollten. Besonders bedeutsam ist 

allen Kolleg*innen ein Mindest– 

oder Sockelbetrag, der dazu führt, 

dass die unteren Lohngruppen ei-

nen echten Inflationsausgleich er-

halten. Arbeitszeitverkürzungen 

sind dann sinnvoll, wenn sich in der 

Praxis die Arbeit tatsächlich redu-

ziert. Dazu müsste eine wirksame 

Personalbemessung her. Und auch 

Tarifbestandteile, die nur für Ge-

werkschaftsmitglieder gelten, ste-

hen hoch im Kurs. 

Vorbereitung hat vor Ort längst begonnen. 

TARIFRÜNDE IM Ö D 2023 

Veranstaltung bei Bonke 
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Am 25. August haben wir vor dem 

ver.di Büro in Nordhorn eine After-

Work-Veranstaltung durchgeführt. 

Bei Bier und Bratwurst haben wir 

noch einmal unsere Forderungen 

besprochen. Die werden wir nun in 

den regionalen Zusammenkünften 

vertreten. Gleichzeitig hatten wir 

Kolleg*innen von der Fachklinik Bad 

Bentheim und der Spielbank Bad 

Bentheim eingeladen. Die haben 

berichtet, wie sie in ihren Betrieben 

erfolgreich auch mit Warnstreiks 

Tarifverträge erkämpft haben. Und 

was geholfen hat, dass mehr Kol-

leg*innen sich an der Tarifrunde 

und den Warnstreiks aktiv beteiligt 

haben. Alle fanden den Erfahrungs-

austausch untereinander in locke-

rer, gemütlicher Runde ausgespro-

chen gut. Eine Wiederholung ist 

nicht ausgeschlossen. 

Was passiert jetzt? 

Am 11. Oktober beschließt die 

Bundestarifkommission die Forde-

rung zur Tarifrunde öD. Wir haben 

verabredet, uns wieder am Don-

nerstag, den 20. Oktober um 17 

Uhr im ver.di Büro in Nordhorn zu 

treffen. Dazu sind alle Kolleg*innen, 

die betroffen sind, herzlich eingela-

den. Natürlich bekommt ihr auch 

noch eine Einladung per mail. 

Wir haben vor, eine Petition in den 

Betrieben zu ver-

breiten, die sich für 

die Umsetzung der 

Forderung der Bun-

destarifkommission 

einsetzt. Unter der 

Petition wollen wir 

Unterschriften sam-

meln. Diese Petition 

soll ähnlich wie bei 

der Fachklinik nach 

der ersten Verhand-

lungsrunde Anfang 

Februar 2023 den 

Arbeitgeber in einer 

Versammlung über-

geben werden. Da-

mit soll klar werden, 

dass die Beleg-

schaften die Forderungen unterstüt-

zen. 

Die Petition muss geschrieben 

werden. In den Betrieben müssen 

wir die Unterschriften sammeln. Die 

Versammlung will rechtzeitig ge-

plant sein. Dazu treffen wir uns an 

dem angegebenen Termin. Lasst uns 

gemeinsam in der Grafschaft für 

eine erfolgreiche Tarifrunde im 

öffentlichen Dienst streiten! 

Peter Schulz-Oberschelp 
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I n diesem Jahr konnte der DGB 

wieder zu unserer traditionel-

len 1. Mai Feier in Lingen einladen. 

Nach der Demonstration vom 

Marktplatz zur Halle IV fand dort 

das Maifest des DGB statt. Die Ver-

anstaltung war noch stark von den 

Einschränkungen der Corona-Krise 

und dem zu 

dieser Zeit 

erst wenige 

Wochen 

alten Krieg 

Russlands 

gegen die 

Ukraine 

geprägt. 

Die Haupt-

rede hielt 

die Kollegin 

Laura Belt 

von der IG 

Metall. Sie machte deutlich, dass 

dem Wildwuchs bei den Arbeitsbe-

dingungen der Beschäftigten nur 

mehr Tarifverträge begrenzen kön-

nen. „Wir wollen faire Arbeitsbedin-

gungen, klare Regeln für Homeoffice 

und mobiles Arbeiten und faire Ein-

kommen“, so Laura Belt. 

Besondere Aufmerksamkeit fan-

den die Kolleg*innen der Fachklinik 

Bad Bentheim bei ihrem Wortbei-

trag. Sie zeigten auf, welche Proble-

me auftauchen, wenn man einen 

Arbeitgeber nach vielen tariflosen 

Jahren wieder zurück in die Tarifbin-

dung holen will. Nach ihrem Beitrag 

fanden die Kolleg*innen in Finanz-

minister Hilbers noch einen interes-

sierten Zuhörer.  

Die Maifeier musste recht kurzfris-

tig organisiert werden. Viel Zeit für 

die Werbung war nicht vorhanden. 

Wir hoffen dass wir in 2023 wieder 

eine gelungene Maifeier mit noch 

mehr Teilnehmer*innen veranstal-

ten werden. 

 

Peter Schulz-Oberschelp 

Endlich wieder ohne Einschränkungen gefeiert 

1. MAI 2023 

D er ver.di Ortsverein Graf-

schaft Bentheim ist jetzt 

auch auf facebook zu finden. 

Wenn ihr dort angemeldet seid, 

schaut doch mal auf unserer Sei-

te vorbei. Hier berichten wir 

schnell und unkompliziert über 

aktuelle Vorkommnisse. Hier fin-

det ihr Einladungen zu Veranstal-

tungen. Besucht uns bei Face-

book!  
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S o lautet die Überschrift der 

Erklärung des Deutschen Ge-

werkschaftsbundes zum Antik-

riegstag in diesem Jahr. 

Nie wieder Krieg –Nie wie-

der Faschismus –Abrüsten 

statt Aufrüsten! 

Das ist seit 1957 das Motto des 

DGB für den Antikriegstag jeden 

Jahres, den 1. September zur Erin-

nerung an den Beginn des Zweiten 

Weltkrieges, der durch den Überfall 

deutscher Truppen auf  Polen 1939 

begann. 

Seit Jahren führt der DGB-

Kreisverband Grafschaft Bentheim 

Veranstaltungen an wechselnden 

Orten  durch. 

In diesem Jahr fand die Veranstal-

tung in Uelsen, auf dem Gedenk-

platz am Mühlenberg statt. 

Nach der musikalischen Einleitung 

durch das Duo NIHZ -Bobby 

Rootfeld und Sanna van Elst, 

ging der Bürgermeister Hajo Bosch  

in seinem Grusswort auf die aktuelle 

Lage in Europa ein. Er erinnerte an 

das  unermessliche Leid, das durch 

Krieg und Gewalt entsteht, gerade 

auch vor dem Hintergrund des russi-

schen Überfalls auf die Ukraine. Für 

ihn ist der europäische Einigungsge-

danke aktueller denn je. 

Bernd Mentgen  -Vorsitzender des 

DGB-Kreisverbandes Grafschaft 

Bentheim -ging in seinem Vortrag 

auf die immensen Rüstungsausga-

ben Deutschlands ein. Diese steigen 

nun nochmals durch das beschlosse-

ne Sondervermögen für die bessere 

Ausrüstung der Bundeswehr. Die 

Festlegung der Bundesregierung, 

den deutschen Rüstungshaushalt 

dauerhaft auf das Zwei-Prozent-Ziel 

der NATO oder darüber hinaus auf-

zustocken, bezeichnet er als Wahn-

sinn. Der DGB lehnt diese Pläne ent-

schieden ab. Die Ausgaben für die 

Rüstung sind besser angelegt, wenn 

sie für den Ausgleich von sozialen 

Ungerechtigkeiten verwendet wer-

den. Der Ukraine-Krieg darf nicht zu 

dem Irrglauben verleiten, Frieden 

ließe sich durch Waffen schaffen. Es  

ist auch untragbar, dass Rüstungs-

konzerne am Leid der Menschen 

verdienen. 

Marianne Schnelle vom Arbeits-

kreis Frieden Nordhorn wies auf die 

vielen Konflikte weltweit hin, die die 

Berichterstattung kaum noch im 

Blick hat. So haben die Kriegshand-

lungen im Nordirak oder Nordsyrien 

sowie in Afrika nicht abgenommen 

und die Lebenssituation in Libyen 

hat sich nicht verändert. Auch die 

Aufmerksamkeit für das Schicksal 

von Flüchtlingen hat nachgelassen. 

Die Zahl der Toten im Mittelmeer 

stieg bis August 2022 auf 1.200. Für 

die Kampfhandlungen von Saudi-

Arabien und den Vereinigten Arabi-

schen Emiraten im Jemen, die von 

Airbus, Boeing und Rheinmetall be-

liefert werden, ist lt. Niederländi-

scher Friedensorganisation Pax die 

Deutsche Bank mit fast 15 Milliar-

den Euro der zweitgrößte Geldge-

ber. 

Auch Marianne Schnelle fordert im 

Hinblick auf den Krieg in der Ukraine 

u.a. einen Waffenstillstand und Ver-

handlungen sowie eine soziale, ge-

rechte und ökologische Friedenspo-

litik. 

Geert Vrielmann -Uelsen-hielt ei-

nen Vortrag zum Thema “Uelsen in 

Zeiten der NS-Ideologie”. Er ging 

dabei auf die Frage ein, warum sich 

der Nationalsozialismus gerade in 

Uelsen so stark entwickeln konnte. 

Schon früh (1764) gab es einen Be-

schwerdebrief der Dorfgemein-

schaft mit einem Rundumschlag ge-

gen die ortsansässigen jüdischen 

Familien. Allein sie seien verant-

wortlich für den wirtschaftlichen 

Niedergang des Dorfes.  

Schon 1932 entwickelte sich der 

Ort zu einer NS-Hochburg mit 400 

Mitgliedern. Und auch nach Kriegs-

ende sahen sie die Engländer nicht 

als Befreier, im Gegenteil: sie starte-

ten eine Unterschriftenaktion. Sie 

wollten den abgesetzten Nazi-

Bürgermeister wieder ins Amt brin-

gen, was sie auch erreichten. 

Die Veranstaltung endete mit dem 

gemeinsamen Singen des Moorsol-

datenlieds mit dem Duo NIHZ sowie 

der Niederlegung eines Gesteckes 

am Gedenkort 

Horst Krügler 

Für den Frieden! Gegen einen neuen Rüstungswettlauf 

DIE WAFFEN MÜ SSEN ENDLICH SCHWEIGEN 

Bernd Mentgen 
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Jeden Mittwoch von 14—16 Uhr erreicht ihr den ver.di 

Ortsverein in den Räumen an der Hagenstr. 14—18 in 

Nordhorn.  Probleme mit dem Arbeitgeber, 

Änderungen eurer Daten, Infomaterial besorgen. 

Kommt doch mal vorbei! 

Wir sind persönlich für euch da! 

SPRECHSTUNDE DES ORTSVEREINS 

Wenn ihr allgemeine Fragen zur Mitgliedschaft habt 

oder sich wichtige Daten geändert haben (z. B. 

Adresse, Arbeitgeber, Bankverbindung usw.), dann 

meldet euch beim ver.di Zentrum unter der E-Mail-

Adresse: 

service.nds-hb@verdi.de 

MITGLIEDERANLIEGEN 

In eigener Sache 

Liebe Kollegin, lieber Kollege 

Im Sommer 2021 haben die Be-

schäftigten der Fachklinik in Bad 

Bentheim in einer Resolution Tarif-

verhandlungen und einen einheitli-

chen, transparenten und wert-

schätzenden Tarifvertrag von ih-

rem Arbeitgeber gefordert. Es war 

ein langer Weg bis zur Unterzeich-

nung des Tarifvertrags. 

Mit allen Kniffen versuchte der 

Arbeitgeber, Tarifverhandlungen zu 

vermeiden. So bot er dem Betriebs-

rat mehrfach Gehaltsgesprächen  

an. Mit plötzlich möglichen Lohner-

höhungen in bestimmten Be-

schäftigtengruppen wollte er Druck 

aus dem Kessel nehmen. Am Ende 

hat es ihm nichts genützt. Wenn 

alles klar geht, wird die Klinik nach 

18 Jahren wieder einen Tarifver-

trag erhalten. Toll gemacht, liebe 

Kolleginnen und Kollegen der Fach-

klinik. 

Derweil bereiten sich die Fachbe-

reiche und der Ortsverein auf die 

Tarifrunde im öffentlichen Dienst 

im nächsten Jahr vor. Klar ist, ge-

schenkt wird den Beschäftigten 

nichts.  Wir suchen noch Aktive, 

um vor Ort mehr Tarifrunde zu 

machen. Einfach melden. 

Euer Peter Schulz-Oberschelp 

Bei rechtlichen Problemen mit eurem Arbeitgeber 

könnt ihr die für euch kostenlose Rechtsberatung 

nutzen. Ihr erreicht sie unter der E-Mail-Adresse: 

beratung.weser-ems@verdi.de 

Teilt bitte euer genaues Anliegen mit, die 

Berater*innen melden sich dann bei euch. 

RECHTSBERATUNG 

Auf der Seite meine ver.di kannst du deine persönlichen Da-

ten selber ändern oder beispielsweise Online-Publikationen 

bestellen.  https://www.verdi.de/service/meineverdi 

https://www.verdi.de/service/meineverdi
https://www.verdi.de/service/meineverdi

